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Verfahren zur Herstellung eines metallischen Gehäuses 


Die folgende Offenbarung betrifft ein Verfahren zur Herstellung eines metalli- 
schen Gehäuses für einen elektrischen Energiespeicher mittels eines additiven 
Fertigungsverfahrens. Weiterhin betrifft diese Offenbarung ein Zwischener- 

zeugnis eines Verfahrens zur Herstellung des metallischen Gehäuses für einen 


elektrischen Energiespeicher mittels des additiven Fertigungsverfahrens. 


Zum Speichern elektrischer Energie werden Batteriezellen eingesetzt. Bei ei- 
ner Batteriezelle sind Elektroden, Separator und Elektrolytflüssigkeit als Teil 
eines Zellmaterials in einem Gehäuse untergebracht. Aufgabe des Gehäuses 
ist es das Zellmaterial aufzunehmen und dieses mechanisch gegen Umweltein- 
flüsse und äußerliche Beanspruchung zu schützen. Die verwendeten Gehäuse 
sind dabei meist offene Gehäuse (engl. Can), die nach einem Einbringen des 
Zellmaterials mit einem Deckel (engl. Cap) verschlossen werden. Bei einer 
Herstellung des Gehäuses werden im Idealfall Gehäuseboden und Gehäuse- 
seitenwand in einem Prozessschritt hergestellt, um zusätzliche Prozessschritte 
(wie beispielsweise ein Fügen von Gehäuseseitenwand und Gehäuseboden) zu 
vermeiden. Dadurch kann zudem eine Batteriesicherheit erhöht werden, da 
von Fügezonen oftmals eine erhöhte Gefahr für Undichtigkeiten ausgeht. Als 
Material zur Herstellung von Batteriegehäusen wird typischerweise eine Stahl- 
oder Aluminiumlegierung verwendet. Im Stand der Technik werden Batterie- 
zellen konventionell im Tiefziehverfahren oder im Fließpressverfahren herge- 
stellt. 


Beim Tiefziehen wird zunächst aus einem Blechband als Ausgangsmaterial 
eine sogenannte Platine ausgestanzt. Diese Platine wird anschließend durch 
das Tiefziehen zur gewünschten Form verändert. Die Form wird durch ein 
Werkzeug definiert. Ein Nachteil dieser Methode ist, dass je nach genauer Ab- 
messung von Blechband und Platine etwa nur 65 % des Blechbands verwertet 
werden kann. Weiterhin sind neben dem eigentlichen Tiefziehprozess beim 


Herstellen von Batteriezellgehäuse durch Tiefziehen zudem noch weitere 
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komplexe Fertigungsschritte notwendig. Verschiedene Ansätze für das Tiefzie- 
hen sind in DEO00069822448T2, DE000069417001T2 und DE000069837291T2 


beschrieben. 


Beim alternativen Fließpressverfahren findet ein sogenanntes Abstreckziehen 
statt. Dabei wird ein Butzen in eine Form gepresst. Bei diesem Vorgang ent- 
steht eine ungleichmäßige Kontur an der Oberkante des Gehäuses, die einen 
anschließenden Beschnitt erfordert. Dieser Beschnitt ist beim Tiefziehen 
ebenso notwendig als zusätzlicher Prozessschritt. Darüber hinaus sind neben 
diesen Prozessschritten noch weitere Schritte wie beispielsweise das Waschen 
der Gehäuse notwendig, da zu Beginn der Fertigung ein Schmiermittel auf den 
Butzen aufgetragen wird. Das Fließpressverfahren ist beispielsweise in WO 
2018/083052 Ai beschrieben. 


Beide Verfahren eignen sich sehr gut zur Massenfertigung von mehreren Milli- 
onen Gehäusen pro Jahr. Da für konventionelle Verfahren, wie das Tiefziehen 
oder Fließpressen, kostenintensive Werkzeuge benötigt werden, ist die Her- 
stellung mithilfe dieser Vorgehensweisen für eine schnelle Bereitstellung von 
Batteriegehäusen in einer geringen Stückzahl und/oder mit individuellen Geo- 
metrien ungeeignet. Neben den hohen Kosten entsteht bei der Werkzeugher- 
stellung ein großer Zeitaufwand, welcher den agilen und dynamischen Ent- 
wicklungsprozess neuer Geometrien hemmt. Überhaupt gibt es im Stand der 
Technik keinen kosten- und zeiteffizienten Ansatz zur Bereitstellung varian- 
tenreicher Batteriegehäuse in kleiner und mittlerer Stückzahl, wie sie für 


Kleinserien oder die Produktentwicklung benötigt werden. 


Die Aufgabe der vorliegenden Offenbarung ist es daher, ein alternatives Ver- 
fahren zur Herstellung von metallischen Gehäusen, insbesondere dünnwandi- 


gen metallischen Gehäusen, für elektrische Energiespeicher bereitzustellen. 
Diese Aufgabe wird durch das in Anspruch 1 beschriebene Verfahren gelöst. 
Optionale Merkmale des Verfahrens werden in den abhängigen Ansprüchen 


beschrieben. 


Das Verfahren nach Anspruch 1 zur Herstellung eines metallischen Gehäuses 
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für einen elektrischen Energiespeicher mittels eines additiven Fertigungsver- 
fahrens umfasst die folgenden Schritte: 

- Erstellen eines rechnerischen Abbildes einer geometrischen Form des 
Gehäuses und 

- Fertigen des Gehäuses mittels des additiven Fertigungsverfahrens, 
wobei beim Fertigen des Gehäuses ein in Schichten auf einer Bauplatte aufge- 
tragenes metallisches Ausgangsmaterial mittels eines Schmelzwerkzeugs se- 
lektiv geschmolzen wird. 
Zudem wird in einem Verfahrensschritt vor dem Fertigen des Gehäuses das 
rechnerische Abbild durch mindestens eine an das Gehäuse angrenzende 
Wärmeableitstruktur ergänzt und/oder das rechnerische Abbild der geometri- 
schen Form des Gehäuses entsprechend einer beim Fertigen zu erwartenden, 
und im Vorhinein bestimmten Verzugskraft in entgegenwirkender Weise de- 
formiert. Das selektive Schmelzen während des Fertigens des Gehäuses er- 


folgt entsprechend des geänderten rechnerischen Abbildes. 


Das Verfahren zur Herstellung des metallischen Gehäuses nutzt die Vorteile 
des additiven Fertigens, welches es erlaubt geringe Stückzahlen von Gehäusen 
und/oder Gehäuse mit individuellen Geometrien bei hohem wirtschaftlichem 
Nutzen und mit ausreichend guter Maßhaltigkeit zu erzeugen. Dies ist 
dadurch bedingt, dass bei der additiven Fertigung keine Sonderanfertigung 
kostenintensiver Werkzeuge notwendig ist sowie eine Variantenvielfalt bzgl. 
einer Gehäusegeometrie durch einfache Änderung (programmierbarer) Pro- 
zessführungsparameter ohne Werkzeugwechsel möglich ist. Dadurch kann mit 
additiver Fertigung meist eine Zeitersparnis in der Herstellung neuer Designs 
im Vergleich zur konventionellen Fertigung erreicht werden, was bspw. einen 
Einsatz von Rapid Prototyping zur Herstellung von Gehäusen in einer Entwick- 
lungsphase eines elektrischen Energiespeichers ermöglicht. Zudem ermöglicht 
die additive Fertigung im Vergleich zu den beschriebenen konventionellen 


Verfahren einen hohen Materialausnutzungsgrad. 


Die Erfinder haben aber auch erkannt, dass neben den Vorteilen des additiven 
Fertigens die im Stand der Technik verwendeten additiven Fertigungsverfah- 
ren aufgrund geringer Wanddicken und/oder eines großen Aspektverhältnis- 
ses von Gehäuseseitenwänden der zu produzierenden Gehäuse nicht anwend- 


bar sind für die Herstellung von Gehäusen für elektrische Energiespeicher. 
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Bauteile, welche ein großes Aspektverhältnis und dünne Wandstärken besit- 
zen, neigen bei einer Herstellung mit einem additiven Fertigungsverfahren üb- 
licherweise stark zu einem Bauteilverzug während des Fertigens. Beispiels- 
weise werden beim Laserstrahlschmelzen lokal sehr hohe Energien in Form ei- 
nes Laserstrahls in ein Pulverbett eingebracht, wodurch beim Aufbauprozess 
hohe Temperaturgradienten entstehen. Entstandene Wärme wird über das 
Pulverbett deutlich schlechter abgeleitet als über bereits verfestigtes Mate- 
rial. Da bei dünnwandigen Strukturen die Querschnittsfläche des Festmateri- 
als im Verhältnis zu einer Gesamtabmessung gering ausfällt, fällt das Maß der 
Wärmeabfuhr ebenfalls gering aus. Durch die hohen Temperaturgradienten 
entstehen zum Teil starke Eigenspannungen, welche sich bei dünnen und 
großflächigen Wänden mit dadurch bedingter geringer Steifigkeit sehr schnell 
in einem mechanischen Verzug zeigen können. Durch den Verzug kann die 
Maßhaltigkeit nicht eingehalten werden und es entsteht zudem eine erhöhte 


Gefahr makroskopischer Rissbildung. 


Dieses Problem der geringen Wärmeabfuhr und des mechanischen Verzugs 
wird bei dem Verfahren gemäß dieser Offenbarung durch die mindestens eine 
an das Gehäuse angrenzende Wärmeableitstruktur und/oder der einer zu er- 
wartenden Verzugskraft entgegenwirkenden Deformation gelöst. Diese wer- 
den dem rechnerischen Abbild hinzugefügt, wodurch sich ein geändertes 


rechnerisches Abbild ergibt, welches beim Fertigen verwendet wird. 


Die Wärmeableitstrukturen ermöglichen es dabei, im Fertigungsprozess ent- 
stehende Wärme vom Gehäuse abzuleiten und so entstehende Temperatur- 
gradienten zu reduzieren. Zudem können sie eine mechanische Steifigkeit des 
Gehäuses im Pulverbett erhöhen. Vorteilhaft werden dabei Gehäuse und Wär- 
meableitstruktur im selben Fertigungsschritt hergestellt, wodurch keine zu- 
sätzlichen Fertigungsschritte nötig sind. Die gezielt eingebrachten Deformatio- 
nen können zudem dafür sorgen, dass trotz eines mechanischen Verzugs des 
Gehäuses während des Fertigens das Gehäuse nach der Fertigung die ge- 


wünschte Gehäuseform aufweist. 


Im Folgenden werden nun Ausführungsformen des Verfahrens mit optionalen 
Merkmalen beschrieben. Dabei wird zunächst auf optionale Merkmale bezüg- 


lich des herzustellenden Gehäuses selbst eingegangen. 


10 


15 


20 


25 


30 


35 


Eine geometrische Form des Gehäuses entspricht in einigen Ausführungsfor- 
men einem offenen Gehäuse, das einen umfänglich verlaufenden Gehäuse- 
mantel mit einer oder mehreren Gehäuseseitenwänden und einen Gehäuse- 
boden, der den Gehäusemantel einseitig verschließt, umfasst. Der Gehäuse- 
boden kann dabei kreisförmig oder oval sein, so dass sich eine zylindrische Ge- 
häuseform ergibt. Alternativ hierzu ist es auch möglich, dass der Gehäusebo- 
den ein Vieleck ist und das Gehäuse eine prismenförmige Gehäuseform auf- 
weist. In anderen Ausführungsformen entspricht die geometrische Form des 
Gehäuses einem beidseitig offenem Gehäuse, dass einen Gehäusemantel um- 
fasst, der auf beiden Seiten offen ist, d.h. im Vergleich zum offenen Gehäuse 


auch keinen Gehäuseboden umfasst. 


In einigen Ausführungsformen entspricht die geometrische Form des Gehäu- 
ses alternativ oder zusätzlich einem dünnwandigen Gehäuse, bei dem insbe- 
sondere eine Gehäuseseitenwand zumindest abschnittsweise eine Gehäuse- 
wanddicke von kleiner oder gleich Imm, insbesondere kleiner oder gleich 
0,8mm bzw. 0,6mm, aufweist und/oder ein Aspektverhältnis der Gehäusesei- 


tenwand größer 100 ist. 


Zusätzlich oder alternativ kann die geometrische Gehäuseform des Gehäuses 
in einigen Ausführungsformen eine Oberfläche umfassen, die eine rippenar- 
tige Struktur aufweist und die insbesondere monolithisch mit der Oberfläche 
verbunden ist. Diese rippenartige Struktur kann beispielsweise als Kühlrippen 
fungieren. Hierbei wird ausgenutzt, dass solch ein funktionelles Zusatzelement 
aufgrund einer Variabilität mittels additiver Fertigung herstellbarer Gehäuse- 
formen ohne weiteres möglich ist. Mit den eingangs beschriebenen, konventi- 
onellen Herstellungsverfahren wäre hierfür ein Zusatzschritt nötig. Eine mo- 


nolithische Verbindung wäre gar nicht möglich. 


Gehäuse, die mittels des hier offenbarten Verfahrens erzeugt werden, eignen 
sich weiterhin für eine Verwendung mit einer Vielzahl von elektrischen Ener- 
giespeicher. Der Begriff elektrische Energiespeicher umfasst dabei nur einmal 
ladbare Primärbatterien und/oder mehrmals ladbare Sekundärbatterien. 
Grundsätzlich kann das Verfahren aber auch verwendet werden, um Gehäuse, 


insbesondere dünnwandige Gehäuse, für andere Zwecke herzustellen. 
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Im Rahmen des oben beschriebenen Verfahrens können verschiedene addi- 
tive Fertigungsverfahren verwendet werden. Eine Möglichkeit ist beispiels- 
weise eine Verwendung des Laserstrahlschmelzens (auch bekannt als Laser- 
based Powder Bed Fusion, LPBF, oder gemäß VDI 3405 als pulverbettbasiertes 
Schmelzen von Metall mittels Laserstrahl, PBF-LB/M). Alternativ hierzu ist 
aber auch eine Verwendung eines Draht- und Lichtbogen-basierten Directed 
Energy Deposition (DED) Fertigungsverfahrens möglich. Als Ausgangsmaterial 
können metallische Pulver verwendet werden. Dabei kommt eine beliebige 
Anzahl von Metallen und Legierungen, welche mit dem gewählten additiven 


Fertigungsverfahren verarbeitet werden können, in Frage. 


Im Folgenden werden nun optionale Merkmale bzgl. der mindestens einen 
Wärmeableitstruktur beschrieben. Dabei wird bei den Wärmeableitstrukturen 
unterschieden zwischen Stützstrukturen, die direkt mit dem Gehäuse wäh- 
rend des Fertigens verbunden werden, und Wärmeaufnahmekörper, die mit 
dem Gehäuse während des Fertigens nur über die Bauplatte verbunden sind. 


Zunächst werden Ausführungsformen der Stützstrukturen beschrieben. 


In einer Ausführungsform des Verfahrens ist beispielsweise die mindestens 
eine Wärmeableitstruktur eine Stützstruktur, die entlang einer äußeren Ober- 
fläche des Gehäuses verläuft und mit dieser abschnittweise, insbesondere 
über einen Steg, verbunden ist. Über diese Stützstruktur kann Wärme bei- 
spielsweise von einer Gehäuseseitenwand während des Fertigens abgeleitet 
werden. Durch die abschnittweise Verbindung zwischen Stützstruktur und äu- 
ßerer Oberfläche ist eine Wärmeableitung sehr effizient möglich, wodurch die 
eingangs beschriebenen Temperaturgradienten reduziert werden. Zusätzlich 
kann die Stützstruktur die Oberfläche beispielsweise einer Gehäuseseiten- 
wand verstärken und somit eine Steifigkeit der Gehäuseseitenwand während 
des Fertigens erhöhen, was einen mechanischen Verzug der Gehäuseseiten- 
wand während des Fertigens zumindest reduzieren kann. Die Stützstruktur 
muss nach dem Fertigen in einem separaten Verfahrensschritt vom Gehäuse 
mechanisch entfernt werden. Dabei ist es vorteilhaft, dass die Stützstruktur 


nur abschnittweise mit einer Oberfläche des Gehäuses verbunden ist. Die Va- 
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riante der Stützstruktur mit Steg kann zusätzlich vorteilhaft sein, da Stütz- 
struktur und Oberfläche nicht flächig verbunden sind und ein Entfernen der 


Stützstruktur im Anschluss an das Fertigen vereinfacht wird. 


Optional kann die Stützstruktur in einem Querschnitt senkrecht zu einer 
Längsrichtung der Stützstruktur ein T-Profil aus einem Flansch und einem Steg 
aufweisen, wobei die äußere Oberfläche des Gehäuses über den Steg ab- 
schnittweise entlang der Längsrichtung mit der Stützstruktur verbunden ist. 
Hierbei bezeichnet der Flansch den horizontalen Abschnitt des T-Profils und 
der Steg den senkrechten Abschnitt des T-Profils. Durch das T-Profil kann eine 
besonders effiziente Versteifung der Oberfläche des Gehäuses erreicht wer- 
den. Zusätzlich wird durch den Steg nur eine kleine Fläche von der Oberfläche 
mit der Stützstruktur verbunden, was ein Entfernen der Stützstruktur nach 


dem Fertigen erleichtert. 


Optional kann zudem eine Längsrichtung der Stützstruktur parallel zu einer 
Wachstumsrichtung des additiven Fertigungsverfahrens verlaufen. Dieser Ver- 


lauf kann eine Erhöhung der Steifigkeit zusätzlich unterstützen. 


Zusätzlich oder alternativ kann die Stützstruktur auch ein Fußelement umfas- 
sen, über das die Stützstruktur beim Fertigen direkt mit der Bauplatte verbun- 
den wird. Die Verwendung solch eines Fußelements kann ebenfalls die Steifig- 
keit des Gehäuses erhöhen. In Varianten weist das Fußelement zusätzlich eine 
größere Querschnittsfläche senkrecht zu einer Längsrichtung der Stützstruktur 
auf als dies für einen Querschnitt eines Teils der Stützstruktur der Fall ist, der 


nicht zum Fußelement gehört. 


Eine Stützstruktur wie sie hier beschrieben wird, dient dabei explizit nicht zum 
Abstützen eines Überhangs. Sollte mittels additiver Fertigung ein Bauelement 
hergestellt werden, das ein Bauteil umfasst, das lateral über eine auf der Bau- 
platte aufliegende Grundfläche des Bauelementes hinüberragt (Überhang), 
müssen dieses Bauteile meist mittels einer oder mehreren Stützen auf der 
Bauplatte abgestützt werden. Die hier beschriebene Stützstruktur dient aber 


explizit nicht dem Abstützen eines Überhangs. 


Wie oben beschrieben kann alternativ oder zusätzlich zur Stützstruktur auch 


10 


15 


20 


25 


30 


35 


ein Wärmeaufnahmekörper verwendet werden. Dieser wird im Folgenden be- 
schrieben. 


In einer Ausführungsform des Verfahrens umfasst beispielsweise die mindes- 
tens eine Wärmeableitstruktur einen Wärmeaufnahmekörper, der mit dem 
Gehäuse während des Fertigens nur über die Bauplatte verbunden wird und 
eine Oberfläche des Wärmeaufnahmekörpers im geänderten rechnerischen 
Abbild grenzt an eine Oberfläche des Gehäuses an ohne mit dieser während 
des Fertigens direkt mechanisch verbunden zu werden. Die Grundidee hinter 
der Verwendung des Wärmeaufnahmekörpers ist die von den Erfindern er- 
langte Erkenntnis, dass eine Wärmeableitung auch möglich ist, wenn die 
Oberfläche des Gehäuses und die Oberfläche des Wärmeaufnahmekörpers 
beim Fertigen nicht direkt miteinander verbunden werden. Die Wärmeablei- 
tung dabei wird durch das Ausgangsmaterial vermittelt, das sich während des 
Fertigens zwischen den Oberflächen befindet. Neben der Wärmeableitung 
kann der Wärmeaufnahmekörper das Ausgangsmaterial in der Umgebung zur 
Oberfläche des Gehäuses mechanisch stabilisieren, was Verzugskräften auch 
innerhalb des Gehäuses entgegenwirken kann. Zudem hat der Wärmeaufnah- 
mekörper den Vorteil, dass dieser im Anschluss an das Fertigen nicht von ei- 


ner Oberfläche des Gehäuses entfernt werden muss. 


In einer Ausführungsform ist zusätzlich ein Maximalabstand zwischen den 
Oberflächen nicht größer als ein Doppeltes einer Wanddicke des Gehäuses zu 
der die Oberfläche gehört. Hierdurch wird sichergestellt, dass noch ausrei- 
chend Wärme über das Ausgangsmaterial an den Wärmeaufnahmekörper ge- 
leitet werden kann. In einer anderen Ausführungsform ist zusätzlich oder al- 
ternativ ein Minimalabstand zwischen den Oberflächen nicht kleiner als ein 
bei der additiven Fertigung verwendeter Schraffurabstand. Hierdurch wird si- 
chergestellt, dass die Oberflächen zwischen Wärmeaufnahmekörper und Ge- 
häuse während des Fertigens nicht miteinander verbunden werden. Der 
Schraffurabstand bezeichnet hier den Abstand zweier aneinander grenzender 
Bahnen, entlang derer das Schmelzwerkzeug zum flächigen Schmelzen des 


Ausgangsmaterials innerhalb einer Schicht verfahren wird. 


Zusätzlich oder alternativ kann der Wärmeaufnahmekörper einen Gehäuse- 


mantel des Gehäuses vollständig umgeben. Hierbei ist vorteilhaft, dass 
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Wärme von allen Gehäuseseitenwänden des Gehäuses gleichermaßen abge- 
führt werden kann. Zudem kann der Wärmeaufnahmekörper auf alle Gehäu- 


seseitenwände gleichermaßen stabilisierend wirken. 


Als eine weitere Maßnahme zur Herstellung eines dünnwandigen Gehäuses 
kann alternativ oder zusätzlich auch eine Gehäusewand gezielt deformiert 


werden. Dies wird im Folgenden beschrieben. 


In einer Ausführungsform des Verfahrens wird beispielsweise ein Verlauf einer 
Gehäusewand des Gehäuses im geänderten rechnerischen Abbild durch De- 
formieren so angepasst, dass die angepasste Gehäusewand im Vergleich zu ei- 
nem Verlauf der Gehäusewand vor dem Deformieren mit einer Amplitude 
ausgelenkt wird, die proportional zu den zu erwartenden Verzugskräften bei 
dem Fertigen des Gehäuses ohne die Deformation ist. In einer Variante dieses 
Ausführungsbeispiels weist die angepasste Gehäusewand dabei einen wellen- 
artigen Verlauf zu einem Verlauf der Gehäusewand vor dem Deformieren auf. 
Wellenfronten solch eines wellenartigen Verlaufs können dabei sowohl paral- 
lel als auch senkrecht zu einer Ebene in dem der Gehäuseboden bzw. eine Ge- 


häuseöffnung liegt verlaufen. 


In einer Variante dieser Ausführungsform wird die Verzugskraft zusätzlich o- 
der alternativ mittels einer thermomechanischen Prozesssimulation des Ferti- 
gungsverfahrens berechnet. Der Verzug ergibt sich dabei aus den auftreten- 
den Temperaturgradienten und den thermomechanischen Eigenschaften des 


Ausgangsmaterials. 


Bei adaptiven Fertigungsverfahren können eine Vielzahl von Prozessführungs- 
parametern gewählt werden, welche maßgeblich den Wärmeeintrag in das 
Gehäuse beim Fertigen bestimmen. Um diesen Wärmeeintrag zu minimieren, 
umfassen einige Ausführungsformen des Verfahrens zusätzlich oder alterna- 
tive weitere Verfahrensschritte. In einem Verfahrensschritt wird dabei ein Vo- 
lumenenergieeintrag durch das Schmelzwerkzeug während des Fertigens für 
eine Vielzahl von Prozessführungsparametersätzen für das additive Ferti- 
gungsverfahren, insbesondere rechnerisch, ermittelt. In einem weiteren 
Schritt wird derjenige Prozessführungsparametersatz ausgewählt, dessen ent- 


sprechender Volumenenergieeintrag minimal ist und der gleichzeitig einen 
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ausreichenden Wärmeeintrag zu einem Schmelzen des Ausgangsmaterials des 
additiven Fertigungsverfahrens liefert. Der ausgewählte Prozessführungspara- 


metersatz wird anschließend für das Fertigen des Gehäuses genutzt. 


Prozessführungsparameter sind solche Parameter, die einen Ablauf der additi- 
ven Fertigung festlegen. Hierzu gehören beispielsweise eine Leistung des 
Schmelzwerkzeugs, eine Verfahrgeschwindigkeit des Schmelzwerkzeugs, eine 
Schichtdicke des Ausgangsmaterials, ein Schraffurabstand, eine Vorheiztem- 


peratur der Bauplatte. 


Optional kann in einer Variante dieser Ausführungsform der Volumenenergie- 
eintrag mittels einer thermomechanischen Prozesssimulation erfolgen. Solch 
eine Simulation kann ebenfalls verwendet werden, um zu bestimmen, ob ein 
Prozessführungsparametersatz einen ausreichenden Wärmeeintrag zum 


Schmelzen des Ausgangsmaterials liefert. 


Ein Nachteil der additiven Fertigung ist, dass eine Oberflächenrauheit der ge- 
fertigten metallischen Bauteile oft zu groß ist für eine Verwendung als Ge- 

häuse für einen elektrischen Energiespeicher. Um diesem Nachteil zu begeg- 
nen, können weitere Verfahrensschritte durchgeführt werden, die im Folgen- 


den erläutert werden. 


In einer Ausführungsform des Verfahrens wird dazu zusätzlich nach dem Ferti- 
gen des Gehäuses eine Oberfläche des Gehäuses, insbesondere mittels Gleit- 


schleifens, geschliffen und/oder poliert. 


In einer Variante dieser Ausführungsform wird zusätzlich vor dem Schleifen 
und/oder Polieren einer Oberfläche des Gehäuses ein Gegenkraftkörper an ei- 
ner Wand des Gehäuses angeordnet, so dass der Gegenkraftkörper einer 
durch das Schleifen bzw. das Polieren hervorgerufenen mechanischen Kraft 
auf die Wand entgegenwirken kann. Der Gegenkraftkörper kann dabei eine 
rahmenartige Körpergeometrie aufweisen, so dass der Rahmen beim Schlei- 
fen bzw. Polieren eines Inneren des Gehäuses um eine Außenwand des Ge- 
häuses gelegt werden kann oder beim Schleifen bzw. Polieren einer Außen- 


wand des Gehäuses in das Innere des Gehäuses eingelegt werden kann. Alter- 
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nativ kann der Gegenkraftkörper für das das Einlegen in das Innere des Ge- 


häuses auch ein solider Körper sein. 


Zusätzlich oder alternativ kann eine Höhe einer Gehäuseseitenwand des Ge- 
häuses im rechnerischen Abbild vor dem Fertigen um eine Zusatzlänge vergrö- 
ßert werden und nach dem Schleifen und/oder Polieren die Gehäuseseiten- 
wand um diese Zusatzlänge gekürzt wird. Durch das Schleifen bzw. Polieren 
wird eine Oberseite der Gehäuseseitenwand oft erodiert. Das Kürzen der Zu- 
satzlänge kann dafür sorgen, dass eine flache Oberseite der Gehäuseseiten- 


wand vorhanden ist, an der ein Gehäusedeckel befestigt werden kann. 


In einigen Ausführungsformen des Verfahrens wird zusätzlich nach dem Ferti- 
gen mittels Senkerodieren ein Durchgangsloch, insbesondere ein Langloch für 
eine Berstmembran, in das Gehäuse eingebracht. Hierbei hat sich herausge- 
stellt, dass das Senkerodieren bei dünnwandigen vorteilhafter sein kann als 


ein Bohren oder Fräsen. 


Zusätzlich zum Verfahren soll im Rahmen dieser Offenbarung auch ein Zwi- 
schenerzeugnis eines Verfahrens zum Herstellung eines metallischen Gehäu- 
ses für einen elektrischen Energiespeicher beschrieben werden. Dieses Zwi- 
schenerzeugnis umfasst ein Bauplatte, das auf der Bauplatte angeordnete me- 
tallische Gehäuse, und mindestens eine Wärmeableitstruktur. Das Zwischen- 


erzeugnis kann mit dem oben beschriebenen Verfahren hergestellt werden. 


Im Folgenden wird das Verfahren nun in weiteren Details anhand der beilie- 
genden Figuren beschrieben. Zunächst wird dazu eine Übersicht des in den Fi- 


guren Gezeigten gegeben. 


Fig. 1 zeigt ein Ausführungsbeispiel eines Verfahrens zur Herstellung 
eines metallischen Gehäuses für einen elektrischen Energie-spei- 


cher mittels eines additiven Fertigungsverfahrens; 


Fig. 2a zeigt ein Beispiel für ein Gehäuse für einen elektrischen Energie- 
speicher, das mittels des in Fig. 1 gezeigten Verfahrens herge- 


stellt werden kann, in Draufsicht; 
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zeigt das Beispiel aus Fig. 2a in einer Seitenansicht; 


zeigt eine Draufsicht auf ein mittels des Verfahrens aus Fig. 1 
hergestellten Zwischenerzeugnisses eines metallischen Gehäu- 


ses; 


zeigt eine Seitenansicht des Zwischenerzeugnisses aus Fig. 3a; 


zeigt eine Draufsicht auf ein mittels des Verfahrens aus Fig. 1 
hergestellten Zwischenerzeugnisses eines metallischen Gehäu- 


ses; 


zeigt einen Querschnitt des in Fig. da gezeigten Zwischenerzeug- 


nisses; 


zeigt einen Querschnitt einer visuellen Darstellung eines rechne- 
rischen Abbildes eines zu erzeugenden Gehäuses sowie eine Vi- 
sualisierung eines entsprechend geänderten rechnerischen Ab- 
bildes mit Deformationen, wie es im Rahmen des Verfahrens aus 


Fig. 1 erstellt wurde; 


zeigt ein weiteres Ausführungsbeispiel eines Verfahrens zur Her- 
stellung eines metallischen Gehäuses für einen elektrischen 
Energiespeicher mittels eines additiven Fertigungsverfahrens; 


und 


zeigt eine Draufsicht auf ein Gehäuse, das mit einem Gegenkraft- 


körper versehen ist. 


Es folgt nun eine detaillierte Beschreibung der in den Figuren gezeigten Aus- 


führungsbeispiele. Zunächst werden dazu anhand der Fign. 1, 2a und 2b die 


Grundzüge des in dieser Offenbarung beschriebenen Verfahrens erläutert. 


Fig. 1 zeigt ein Ausführungsbeispiel 100 eines Verfahrens zur Herstellung eines 


metallischen Gehäuses für einen elektrischen Energiespeicher mittels eines 


additiven Fertigungsverfahrens. 
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Das Verfahren 100 umfasst drei Schritte 102, 104, und 106. Die ersten beiden 
Verfahrensschritte 102 und 104 werden dabei oft im Rahmen des additiven 
Fertigens der Phase des Pre-Processing zugeordnet. Der letzte Schritt 106 wird 


meist der Phase des In-Processing zugeordnet. 


Das Ausführungsbeispiel 100 umfasst drei Verfahrensschritte. In einem ersten 
Verfahrensschritt 102 wird ein rechnerisches Abbild einer geometrischen 


Form des Gehäuses erstellt. 


In einem zweiten Verfahrensschritt 104 wird dann das rechnerische Abbild 
durch mindestens eine an das Gehäuse angrenzende Wärmeableitstruktur er- 
gänzt und/oder das rechnerische Abbild der geometrischen Form des Gehäu- 
ses entsprechend einer beim Fertigen zu erwartenden und im Vorhinein be- 
stimmten Verzugskraft in entgegenwirkender Weise deformiert. Das so verän- 
derte rechnerische Abbild wird als geändertes rechnerisches Abbild bezeich- 


net. 


Das Erstellen des rechnerischen Abbildes erfolgt im Allgemeinen per Software 
mit der die geometrische Form des Gehäuses auf einer Bauplatte angeordnet, 
auf der später die additive Fertigung des Gehäuses erfolgt. Eine Orientierung 
z. B. liegend, stehend oder gekippt des Gehäuses auf der Bauplatte kann dabei 
frei gewählt werden. Sollen mehrere Gehäuse in einem Fertigungsschritt er- 
zeugt werden, ist eine Anordnung und Orientierung der mehreren Gehäuse 
vorteilhaft, die es erlauben, eine möglichst große Anzahl an Gehäusen auf ei- 
ner Bauplatte unterzubringen. Im Verfahren 100 wird das rechnerische Abbild 
in Form einer CAD-Datei erstellt, welche die geometrischen Informationen 
über das herzustellende Gehäuse umfasst. In anderen Ausführungsbeispielen 


können aber auch andere Formate verwendet werden. 


Der Vollständigkeit halber soll hier noch erwähnt werden, dass zusätzlich zu 
den in Fig. 1 dargestellten Schritten des Pre-Processing meist noch weitere 
Verfahrensschritte hinzukommen. Im Rahmen des Pre-Processing werden zum 
einen anhand des rechnerischen Abbildes bzw. des geänderten rechnerischen 


Abbildes meist Schichtdaten erzeugt, die dann im In-Processing für die addi- 
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tive Fertigung verwendet werden. Weiterhin erfolgt meist als Teil des Pre-Pro- 
cessing ein Rüsten einer Fertigungsanlage (z. B. Laser- oder Elektronen-Strahl- 
schmelzanlage). Dies beinhaltet unter anderem eine Befüllung der Fertigungs- 
anlage mit einem Ausgangsmaterial, welches später durch einen Energieein- 
trag eines Schmelzwerkzeugs zum Festmaterial verfestigt wird. Für den hier 
beschriebenen Zweck der Herstellung eines metallischen Gehäuses für elektri- 
sche Energiespeicher können beliebige schweißbare Materialien eingesetzt 
werden, wie beispielsweise Stahl- und Aluminiumlegierungen. Diese Schritte 
des Pre-Processing sollen aber an dieser Stelle nicht weiter besprochen wer- 


den. 


In einem dritten Verfahrensschritt 106 wird dann das Gehäuse mittels des ad- 
ditiven Fertigungsverfahrens gefertigt, wobei beim Fertigen des Gehäuses ein 
in Schichten auf einer Bauplatte aufgetragenes metallisches Ausgangsmaterial 
mittels eines Schmelzwerkzeugs selektiv entsprechend des geänderten rech- 


nerischen Abbilds geschmolzen wird. 


Wird als additives Fertigungsverfahren beispielsweise die Pulverbettfusion 
mittels Lasers gewählt, so wird im In-Processing ein pulverförmiges Ausgangs- 
material durch einen Energieeintrag eines Lasers selektiv verfestigt. Dies ge- 
schieht über eine gesamte Bauhöhe ein einem Schicht-für-Schicht-Prinzip. 
Eine übliche Schichtdicke beträgt dabei 30 — 60 um. Als Pulverauftragsmecha- 
nismus kann beispielsweise ein flächiges Verfahren („holohedral“) angewandt 
werden. Andere Pulverauftragsmechanismen lassen sich aber gleichermaßen 


zusammen mit dem beschriebenen Verfahren verwenden. 


Vorteilhaft ist die Verwendung von additiven Fertigungsverfahren für die Her- 
stellung des Gehäuses zudem aufgrund eines hohen Materialausnutzungsgra- 
des. Unverfestigtes Ausgangsmaterial ist nach dem Fertigen beispielsweise 
durch Sieben recycelbar. Auch die Bauplatte kann nach einem Abfräsen oder 


Überschleifen wiederverwendet werden. 


Die geometrischen Gehäuseformen, die mit dem beschriebenen Verfahren 
hergestellten werden können, sind sehr variabel. Ein Beispiel für eine Gehäu- 


seform ist in den Fign. 2a und 2b gezeigt. 
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Fig. 2a zeigt ein Beispiel für ein Gehäuse für einen elektrischen Energiespei- 
cher, das mittels des in Fig. 1 gezeigten Verfahrens hergestellt werden kann, 
in Draufsicht. Fig. 2b zeigt das Beispiel aus Fig. 2a im Querschnitt. Der Quer- 


schnitt verläuft dabei in der in Fig. 2a eingezeichneten Ebene A-A. 


Bei dem in Fig. 2a und 2b gezeigten Gehäuse 200 handelt es sich um ein offe- 
nes Gehäuse. Das offene Gehäuse umfasst als einen Gehäusemantel eine voll- 
umfänglich verlaufende Gehäuseseitenwand 202 und einen Gehäuseboden 
204. Die Gehäuseseitenwand 202 wird durch einen Hohlzylinder mit einer 
Wanddicke D gebildet und ist einseitig durch den kreisförmigen Gehäusebo- 
den 204 verschlossen. Auf einer dem Gehäuseboden 204 gegenüberliegenden 
Seite des Gehäuses hat das Gehäuse eine Gehäuseöffnung 201. Die Gehäuse- 
seitenwand 202 weist dabei eine äußere Oberfläche 202.1 und eine innere 
Oberfläche 202.2 auf sowie eine Oberseite 202.3. Weiterhin hat der Gehäuse- 


seitenwand eine Gehäusehöhe H. 


Das Gehäuse 200 weist außerdem optionale Kühlrippen 205 auf. Im Unter- 
schied zu dem im Stand der Technik bekannten Verfahren zur Fertigung von 
solchen Gehäusen, ist es mittels additiver Fertigung möglich, solche Kühlrip- 
pen in einem Fertigungsschritt zusammen mit dem Gehäuse zu fertigen, wo- 
bei die Kühlrippen 205 beim Fertigen monolithisch mit dem Gehäuse 202 ver- 


bunden werden. 


Das Gehäuse 200 hat eine zylindrische Gestalt. Wie später in weiteren Ausfüh- 
rungsbeispielen von Gehäusen gezeigt wird, können die Gehäuse auch prisma- 
tischer Gestalt mit einem Gehäuseboden in Form eines Vielecks sein. Zudem 
ist es auch möglich mit dem Verfahren 100 ein beidseitig offenes Gehäuse 
herzustellen, d.h. ein Gehäuse, das einen Gehäusemantel aufweist, der beid- 
seitig offen ist. Beispielsweise kann dann beidseitig ein Deckel angeschweißt 
werden, mit auf der einen Seite einem Kathodenterminal und auf der anderen 
Seite einem Anodenterminal. 

Im gezeigten Beispiel beträgt die Wanddicke D des Gehäuses 200 0,6 mm und 
die Höhe H 100 mm. Dadurch ist auch ein Aspektverhältnis des Gehäuseman- 
tels größer als 100. Wenn die Wanddicke D kleiner oder gleich 1 mm ist 
und/oder ein Aspektverhältnis aus beispielsweise Gehäusehöhe H und Wand- 


dicke D größer als 100 sind, handelt es sich um ein dünnwandiges Gehäuse, 
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das aufgrund beim Fertigen auftretender mechanischer Verzugskräfte mittels 
im Stand der Technik bekannter additiven Fertigungsverfahren nicht fertigbar 
wäre. Aufgrund von Schritt 104 des Verfahrens 100 können mit Verfahren 100 
auch solche dünnwandigen metallischen Gehäuse gefertigt werden. Dabei las- 


sen sich beispielsweise Gehäuse mit Höhen von 300 mm oder mehr fertigen. 


Im Verfahren 100 wird das rechnerische Abbild durch ein Hinzufügen einer 
Wärmeableitstruktur ergänzt. Wärmeableitstrukturen können dabei Stütz- 
strukturen oder Wärmeaufnahmekörper sein. Diese werden im Folgenden mit 


Bezug auf die Fign. 3a bis 4b erläutert. 


Fig. 3a zeigt eine Draufsicht auf ein mittels des Verfahrens 100 aus Fig. 1 her- 
gestelltes Zwischenerzeugnis 300 eines metallischen Gehäuses 320. Fig. 3b 
zeigt eine Seitenansicht des Zwischenerzeugnisses 300 aus Fig. 3a. Die Seiten- 


ansicht entspricht der mit Pfeil R in Fig. 3a gekennzeichneten Richtung. 


Das Zwischenerzeugnis 300 entspricht nach Schritt 106 erhaltenem Erzeugnis, 
nachdem nicht verfestigtes Ausgangsmaterial entfernt wurde. Das Zwischen- 
erzeugnis 300 umfasst die Bauplatte 310, auf der das Fertigen ausgeführt 
wurde. Weiterhin umfasst das Zwischenerzeugnis 300 das Gehäuse 320. Das 
Gehäuse 320 hat eine prismatische Gestalt mit einem rechteckigen Gehäuse- 
boden 324, der auf der Bauplatte 310 flach aufliegt. Weiterhin umfasst das 
Gehäuse 320 einen Gehäusemantel 322, der durch insgesamt vier Gehäuse- 
seitenwände 322A-D gebildet wird. Dem Gehäuseboden 324 liegt eine Gehäu- 
seöffnung 321 gegenüber. 


Das Gehäuse 320 weist eine Höhe, Breite, Tiefe und Wanddicke derart auf, 
dass beim Fertigen des Gehäuses 320 mittels additiver Fertigung mit einem 
Verzug der Gehäuseseitenwände 320A und 320C zu rechnen ist. Aus diesem 
Grund wurden im Rahmen von Schritt 104 des Verfahrens 100 aus Fig. 1 Wär- 
meableitstrukturen in Form von insgesamt sechs Stützelementen 330A-F an 
einer äußeren Oberfläche 322A.1 und 322C.1 der Gehäuseseitenwände 322A 
und 322C angeordnet. Die Stützstrukturen 330A-G sind identisch, so dass im 
Folgenden Einzelheiten repräsentativ nur für die Stützstruktur 330C erläutert 


werden. 
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Die Stützstruktur 330C verläuft entlang der äußeren Oberfläche 322A.1 der 
Gehäuseseitenwand 322A in einem rechten Winkel zum Gehäuseboden 324. 
Die Stützstruktur 330C umfasst weiterhin einen Flansch 330C.1, einen Steg 
330C.2 und ein Fußelement 330C.3. Steg 330C.2 und Flansch 330C.1 bilden 
dabei in einem Querschnitt parallel zu einer Ebene, in der der Gehäuseboden 
324 liegt, ein T-Profil. Der Steg 330C.2 ist dabei abschnittsweise über die Ab- 
schnitte 330C.2a-d monolithisch mit der Oberfläche verbunden. Zur Bauplatte 
hin umfasst die Stützstruktur 330C ein Fußelement 330C.3 in Form eines fla- 
chen Prismas mit dreieckiger Grundfläche. Das Fußelement ist monolithisch 
mit dem Flansch 330C.3 verbunden und verbreitert sich hin zur Bodenplatte 
310, auf der das Fußelement 330C.3 ebenfalls aufliegt. Durch das Fußelement 


wird die Steifigkeit der Gehäuseseitenwand 322A zusätzlich verbessert. 


Die Stützelemente 330A-G werden im Verfahrensschritt 104 im rechnerischen 
Abbild ergänzt und dann im Verfahrensschritt 106 gemeinsam mit dem Ge- 
häuse 320 gefertigt. Im Anschluss an das Fertigen, werden die Bauplatte 310 
wie auch die Stützelemente 330A-G dann mechanisch von dem Gehäuse 320 
entfernt. Die kann beispielsweise durch Drahterodieren oder Sägen (z. B. mit 


einer Diamantdrahtsäge) erfolgen. 


Alternativ oder zusätzlich zu den Stützelementen können auch Wärmeaufnah- 
mekörper zur Wärmeableitung und zur Verbesserung der Steifigkeit des Ge- 
häuses verwendet werden. Diese Wärmeaufnahmekörper werden im Folgen- 


den mit Bezug auf Fig. 4a und 4b beschrieben. 


Fig. 4a zeigt eine Draufsicht auf ein mittels des Verfahrens 100 aus Fig. 1 her- 
gestelltes Zwischenerzeugnis 400 eines metallischen Gehäuses 420. Fig. 4b 
zeigt einen Querschnitt des in Fig. da gezeigten Zwischenerzeugnisses 400. 
Der in Fig. 4b gezeigte Querschnitt verläuft dabei entlang einer in Fig. 4a ein- 


gezeichneten Ebene B-B. 


Das Zwischenerzeugnis 400 entspricht einem durch Schritt 106 erhaltenes Er- 
zeugnis, nachdem nicht verfestigtes Ausgangsmaterial teilweise entfernt 
wurde. Das Zwischenerzeugnis umfasst eine Bauplatte 410 auf dem das Ge- 
häuse 420 angeordnet ist. Das Gehäuse 420 ist ein offenes Gehäuse mit einem 


Gehäusemantel, der durch vier Gehäuseseitenwänden 422A-D gebildet wird. 
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Weiterhin umfasst das Gehäuse einen rechteckigen Gehäuseboden 424 und 
einer dem Gehäuseboden gegenüberliegenden Gehäuseöffnung 421. Der Ge- 
häuseboden 424 liegt dabei auf der Bauplatte 410 auf. 


Weiterhin umfasst das Zwischenerzeugnis 400 einen Wärmeaufnahmekörper 
430. Der Wärmeaufnahmekörper 430 verläuft um die Gehäuseseitenwände 
A422A-D herum, so dass jeweils eine innere Oberfläche der Körperseitenwände 
432A-D einer äußeren Oberfläche einer der Gehäuseseitenwände 422A-D ge- 
genüberliegt. Zwischen äußerer Oberfläche einer Gehäuseseitenwand 422A-D 
und innerer Oberfläche einer gegenüberliegenden Körperseitenwand 432A-D 
besteht ein Abstand A, wodurch ein Zwischenraum gebildet wird. Während 
des Fertigens befindet sich in diesem Zwischenraum Ausgangsmaterial 440, 
z.B. ein metallisches Pulver, wie in den Figuren angedeutet ist. Der Wärmeauf- 
nahmekörper 430 agiert während des Fertigens wie eine Wärmesenke, die 
vom Gehäuse 420 an das Ausgangsmaterial 440 abgegebene Wärme auf- 
nimmt. Der Abstand A beträgt beim Zwischenerzeugnis 400 etwa eine Wand- 
dicke einer Gehäuseseitenwand des Gehäuses 420. Dies kann in anderen Aus- 
führungsbeispielen aber auch anders sein. Damit die abgeleitete Wärme effi- 
zient aufgenommen werden kann, sollte der Abstand A jedoch nicht größer als 


zwei Wanddicken sein. 


Vorteilhaft gegenüber den Stützstrukturen ist, dass Wärmeaufnahmekörper 
während des Fertigens nicht monolithisch mit dem Gehäuse verbunden wer- 
den. Dadurch müssen diese nach dem Fertigen nicht mechanisch vom Ge- 
häuse entfernt werden. Der Abstand A sollte dazu nicht kleiner als eine 


Schraffurbreite, wie sie beim additiven Fertigen verwendet wird, sein. 


Dadurch, dass der Wärmeaufnahmekörper 430 die Gehäuseseitenwände 
A422A-D über das Ausgangsmaterial 440 abstützt, kann der Wärmeaufnahme- 
körper 430 zusätzlich zum Ableiten von Wärme auch die Steifigkeit der Gehäu- 


seseitenwände 422A-D beim Fertigen erhöhen. 


In Fig. 4a und Ab umfasst der Wärmeaufnahmekörper 430 das Gehäuse 420 
vollumfänglich. In anderen Ausführungsformen ist es aber auch möglich, dass 
der Wärmeaufnahmekörper nur entlang einer der Gehäuseseitenwände ver- 


läuft oder nur entlang eines Abschnitts einer der Gehäuseseitenwände. 
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Zusätzlich zu den Wärmeableitstrukturen kann es auch vorteilhaft sein, gezielt 
Deformationen in das rechnerische Abbild des Gehäuses einzubringen, um ei- 
nem Verzug des Gehäuses während des Fertigens entgegenzuwirken. Dies 


wird im Folgenden mit Bezug zu Fig. 5 näher erläutert. 


Fig. 5 zeigt einen Querschnitt einer visuellen Darstellung eines rechnerischen 
Abbildes eines zu erzeugenden Gehäuses sowie eine visuelle Darstellung eines 
entsprechend geänderten rechnerischen Abbildes mit Deformationen, wie es 
im Rahmen des Verfahrens aus Fig. 1 erstellt wurde. Der gezeigte Querschnitt 


verläuft dabei in einer Ebene parallel zu einem Gehäuseboden des Gehäuses. 


Das rechnerische Abbild umfasst ein prismatisches Gehäuse 500 mit einem 
rechteckigen Gehäuseboden und einem Gehäusemantel, der aus vier geraden 
Gehäuseseitenwänden 502A-D gebildet wird (durchgezogene Linien). Die Ge- 
häuseseitenwände 502A und 502C haben dabei ein Aspektverhältnis, das zu 
starken Verzugskräften führen würde, deren Amplitude und Richtung in Fig. 5 
durch Strichpunktlinien 510A und 5010B und zugehörigen Pfeilen kenntlich 
gemacht wurde. Diese Verzugskräfte würden eine Verformung der Gehäuse- 


seitenwände 502A und 502C während des Fertigens zur Folge haben. 


Um dennoch ein Gehäuse mit geraden Gehäuseseitenwänden herstellen zu 
können, wird Verfahrensschritt 106 mittels eines geänderten rechnerischen 
Abbildes durchgeführt. Dieses geänderte rechnerische Abbild umfasst ein Ge- 
häuse 500° mit den Gehäuseseitenwänden 502B und 502D sowie die geänder- 
ten Gehäuseseitenwände 502A‘ und 502C‘ (Strichlinien). Hierbei wurden die 
geänderten Gehäuseseitenwände 502A’ und 502C’ im Vergleich zu einem Ver- 
lauf der Gehäuseseitenwände 502A und 502C vor dem Deformieren mit einer 
Amplitude ausgelenkt, die proportional zu den zu erwartenden Verzugskräf- 
ten bei dem Fertigen des Gehäuses 500 ohne die Deformation ist. Dadurch ha- 
ben die angepassten Gehäuseseitenwände einen wellenartigen Verlauf zu ei- 
nem Verlauf der Gehäuseseitenwänden 502A und 502C vor dem Deformieren 


erhalten. 


Wird Verfahrensschritt 106 des Verfahrens 100 nun mit dem geänderten rech- 
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nerischen Abbild durchgeführt, so ist es möglich ein Gehäuse mit geraden Ge- 


häuseseitenwänden entsprechend des Gehäuses 500 herzustellen. 


Beim Gehäuse 500° führen die Deformationen zu einer wellenförmigen Ge- 
stalt der Gehäuseseitenwände 502A‘ und 502C’ in einem Querschnitt durch 
das Gehäuse 500° entlang einer Ebene parallel zum Gehäuseboden. In ande- 
ren Ausführungsbeispielen kann die wellenförmige Gestalt der Deformationen 
aber auch senkrecht hierzu verlaufen und wird entsprechend in einem Quer- 


schnitt senkrecht zum Gehäuseboden sichtbar. 


Damit sich ein Gehäuse während des Fertigens nicht verzieht, kann es auch 
vorteilhaft sein, die Prozessführungsparameter für das Fertigen im Vorfeld zu 
optimieren. Ein Verfahren, das diesen zusätzlichen Schritt umfasst, wird im 
Folgenden anhand von Fig. 6a und 6b beschrieben. Das im Folgenden vorge- 
stellte Verfahren umfasst auch einen optionalen Verfahrensschritt in der 


Phase eines Post-Processing. 


Fig. 6a zeigt ein weiteres Ausführungsbeispiel 600 eines Verfahrens zur Her- 
stellung eines metallischen Gehäuses für einen elektrischen Energiespeicher 


mittels eines additiven Fertigungsverfahrens. 


Das Verfahren 600 beginnt mit dem bereits aus Verfahren 100 bekannten 
Schritt 102, bei dem ein rechnerisches Abbild der geometrischen Form eines 


Gehäuses erstellt wird. 


Im Anschluss daran werden in den Verfahrensschritten 608 und 610 opti- 
mierte Prozessführungsparameter ermittelt. Die Prozessführungsparameter 
sind solche Parameter, die Details vorgeben, wie die additive Fertigung ausge- 
führt werden soll. Hierzu gehören beispielsweise eine Leistung des Schmelz- 
werkzeugs, eine Verfahrgeschwindigkeit und Verfahrensrichtung des Schmelz- 
werkzeugs, eine Schichtdicke des Ausgangsmaterials, ein Schraffurabstand 
beim Verfahren des Schmelzwerkzeugs. Die Prozessführungsparameter wer- 


den dabei oft auch als Maschinendaten bezeichnet. 


Im Verfahrensschritt 608 wird hierzu zunächst ein Volumenenergieeintrag 
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durch das Schmelzwerkzeug während des Fertigens für eine Vielzahl von Pro- 
zessführungsparametersätzen für das additive Fertigungsverfahren ermittelt. 
Jeder Prozessführungsparametersatz umfasst dabei unterschiedliche Werte 


für jene Prozessführungsparameter, die optimiert werden sollen. 


In Verfahrensschritt 610 wird dann derjenige Prozessführungsparametersatz 
ausgewählt, dessen entsprechender Volumenenergieeintrag minimal ist und 
der gleichzeitig einen ausreichenden Wärmeeintrag zu einem Schmelzen des 


Ausgangsmaterials des additiven Fertigungsverfahrens liefert. 


Die Berechnung des Volumenenergieeintrags durch das Schmelzwerkzeug wie 
auch der zu einem Schmelzen benötigte Wärmeeintrag für einen Prozessfüh- 
rungsparametersatz lassen sich dabei beispielsweise mittels einer thermome- 
chanischen Simulation des additiven Fertigungsprozesses ermitteln. In diese 
Simulation fließt die geometrische Gehäuseform wie sie im rechnerischen Ab- 
bild vorhanden ist ein. Außerdem werden bei der Simulation Informationen 


über das Ausgangsmaterial einbezogen. 


Im Verfahrensschritt 104 wird wie im Verfahren 100 ein geändertes rechneri- 
sches Abbild durch ergänzen von mindestens einer Wärmeableitstruktur 
und/oder Deformation der geometrischen Gehäuseform des rechnerischen 
Abbildes erstellt. 


Verfahrensschritt 104 schließt die Phase des Pre-Processing ab. Im Anschluss 
erfolgt im Rahmen des In-Processing das Fertigen des Gehäuses mittels des 
additiven Fertigungsverfahrens, wobei beim Fertigen des Gehäuses ein in 
Schichten auf einer Bauplatte aufgetragenes metallisches Ausgangsmaterial 
mittels eines Schmelzwerkzeugs selektiv geschmolzen wird. Dieser Verfah- 
rensschritt ist identisch zum Verfahrensschritt 106 aus Verfahren 100, wobei 
in Verfahrensschritt 606 zusätzlich der ausgewählte Prozessführungsparame- 


tersatzes für das Fertigen des Gehäuses verwendet wird. 


Das Verfahren 600 unterscheidet sich zum Verfahren 100 weiterhin durch ei- 
nen Verfahrensschritt 612, der im Anschluss an das In-Processing im Rahmen 


eines Post-Processing durchgeführt wird. Die durch additive Fertigung aufge- 
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bauten Gehäuse entsprechen meist nicht den Anforderungen an die Oberflä- 
chengüte eines Batteriezellgehäuses, da sie eine zu hohe Oberflächenrauigkeit 
(Ra: 11 - 13 um) besitzen. Im Verfahrensschritt 612 wird nach dem Fertigen 
des Gehäuses daher eine Oberfläche des Gehäuses geschliffen und/oder po- 
liert. Dieser Prozess kann beispielsweise mittels Gleitschleifens erfolgen, 
wodurch ein automatisierbarer Schleif- und Polierschritt am Gehäuse stattfin- 
det. Hierdurch lässt sich die Oberflächenrauigkeit auf Werte im Bereich von Ra 


0,5 - 1,5 um reduzieren. 


Beim Schleifen wie auch beim Polieren wirkt meist einseitig eine Kraft auf eine 
innere Gehäuseoberfläche oder eine äußere Gehäuseoberfläche. Wenn die 
Gehäuseseitenwände sehr dünn sind, kann dies zu einer Verformung des Ge- 
häuses führen. Um dem vorzubeugen kann im Rahmen des Verfahrens ein Ge- 
genkraftkörper verwendet werden. Dieser wird an einer Gehäuseseitenwand 
des Gehäuses angeordnet, so dass der Gegenkraftkörper einer durch das 
Schleifen bzw. das Polieren hervorgerufenen mechanischen Kraft auf die 


Wand entgegenwirken kann. Dies ist in Fig. 6b gezeigt. 


Fig. 6b zeigt eine Draufsicht auf ein Gehäuse 620, das mit einem Gegenkraft- 


körper 640 versehen ist. 


Das Gehäuse 620 hat eine rechteckige Grundfläche und einen Gehäuseman- 
tel, der durch vier Gehäuseseitenwände 622A-D gebildet wird. Der Gegen- 
kraftkörper 640 ist in Form eines Rahmens ausgebildet, der die Gehäusesei- 
tenwände 622A-D vollumfänglich umgibt. Wird nun beim Schleifen oder Polie- 
ren eines Inneren des Gehäuses eine Kraft auf die Gehäuseseitenwände aus- 
geübt, so wirkt der Gegenkraftkörper 640 dieser entgegen. Alternativ kann ein 
vergleichbarer Gegenkraftkörper natürlich auch in das Innere des Gehäuses 
eingelegt werden, um einer Kraft beim Schleifen oder Polieren der äußeren 
Oberfläche des Gehäuses 620 entgegenzuwirken. Der Gegenkraftkörper kann 
beispielsweise als Material einen Kunststoff umfassen. Insbesondere Polyoxy- 
methylene, kurz POM, sind hierfür geeignet. 


Durch das Schleifen bzw. Polieren kann es dazu kommen, dass bei einem offe- 
nen Gehäuse die Gehäusewandoberseite der Gehäuseseitenwände verrundet 


werden. Diese Verrundungen können dazu führen, dass ein Gehäusedeckel, 
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beispielsweise mittels Schweißen, nicht mehr ausreichend mit dem Gehäuse 
verbunden werden kann. Um dies zu verhindern kann das Verfahren weiterhin 
so ergänzt werden, dass während des Pre-Processing eine Höhe einer Gehäu- 
sewand des Gehäuses im rechnerischen Abbild vor dem Fertigen um eine Zu- 
satzlänge vergrößert wird und während des Post-Processing nach dem schlei- 
fen bzw. Polieren die Gehäusewand um diese Zusatzlänge mechanisch gekürzt 


wird. 


Im Rahmen des Post-Processing kann im Verfahrensschritt 612 alternativ oder 
zusätzlich noch ein Langloch für eine Berstmembran in das Gehäuse einge- 

bracht werden. Dies erfolgt vorzugsweise mittels Senkerodieren, da Fräsen o- 
der Bohren insbesondere bei dünnwandigen Gehäusen oft nicht möglich sind. 
Über dem Langloch kann dann in einem anschließenden Schritt beispielsweise 


mittels Laserschweißen die Berstmembran befestigt werden. 


Zusammenfassend beschreibt diese Offenbarung ein Verfahren 100 zur Her- 
stellung eines metallischen Gehäuses 200 für einen elektrischen Energiespei- 
cher mittels eines additiven Fertigungsverfahrens. Das Verfahren umfasst da- 
bei die folgenden Schritte. In einem Verfahrensschritt 102 wird ein rechneri- 
sches Abbild einer geometrischen Form des Gehäuses 200 erstellt. In einem 
weiteren Verfahrensschritt 106 wird das Gehäuse 200 mittels des additiven 
Fertigungsverfahrens gefertigt, wobei beim Fertigen des Gehäuses 200 ein in 
Schichten auf einer Bauplatte aufgetragenes metallisches Ausgangsmaterial 
mittels eines Schmelzwerkzeugs selektiv geschmolzen wird. Ferner wird vor 
dem Fertigen 106 des Gehäuses 200 das rechnerische Abbild durch mindes- 
tens eine an das Gehäuse 200 angrenzende Wärmeableitstruktur 330A-G, 430 
ergänzt und/oder das rechnerische Abbild der geometrischen Form des Ge- 
häuses 200 entsprechend einer beim Fertigen 106 zu erwartenden, und im 
Vorhinein bestimmten Verzugskraft in entgegenwirkender Weise deformiert. 
Zudem erfolgt das selektive Schmelzen während des Fertigens 106 des Gehäu- 


ses 200 entsprechend des geänderten rechnerischen Abbildes. 
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Ansprüche 


1. Verfahren (100) zur Herstellung eines metallischen Gehäuses (200) für 
einen elektrischen Energiespeicher mittels eines additiven Fertigungsverfah- 
rens, umfassend die folgenden Schritte: 

- Erstellen (102) eines rechnerischen Abbildes einer geometrischen 
Form des Gehäuses (200), 

- Fertigen (106) des Gehäuses (200) mittels des additiven Fertigungs- 
verfahrens, wobei beim Fertigen des Gehäuses (200) ein in Schichten auf eine 
Bauplatte aufgetragenes metallisches Ausgangsmaterial mittels eines 
Schmelzwerkzeugs selektiv geschmolzen wird; wobei 

vor dem Fertigen (106) des Gehäuses (200) das rechnerische Abbild 
durch mindestens eine an das Gehäuse (200) angrenzende Wärmeableitstruk- 
tur (330A-G, 430) ergänzt wird und/oder das rechnerische Abbild der geomet- 
rischen Form des Gehäuses (200) entsprechend einer beim Fertigen (106) zu 
erwartenden, und im Vorhinein bestimmten Verzugskraft in entgegenwirken- 
der Weise deformiert wird, und 

das selektive Schmelzen während des Fertigens (106) des Gehäuses 


(200) entsprechend des geänderten rechnerischen Abbildes erfolgt. 


2. Verfahren (100) nach Anspruch 1, wobei die mindestens eine Wärme- 
ableitstruktur eine Stützstruktur (330A-G) ist, die entlang einer äußeren Ober- 
fläche (322A.1) des Gehäuses (320) verläuft und mit dieser abschnittweise 
verbunden ist. 


3. Verfahren (100) nach Anspruch 2, wobei die Stützstruktur (330C) in ei- 
nem Querschnitt senkrecht zu einer Längsrichtung der Stützstruktur (330C) 
ein T-Profil aus einem Flansch (330C.1) und einem Steg (330C.2) aufweist, wo- 
bei die äußere Oberfläche (322A.1) des Gehäuses (320) über den Steg 
(330C.2) abschnittweise entlang der Längsrichtung mit der Stützstruktur 
(330C) verbunden ist. 


4. Verfahren (100) nach Anspruch 2 oder 3, wobei eine Längsrichtung der 
Stützstruktur (330C) parallel zu einer Wachstumsrichtung des additiven Ferti- 


gungsverfahrens verläuft. 
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5. Verfahren (100) nach einem der Ansprüche 2 bis 4, wobei die Stütz- 
struktur (330C) ein Fußelement (330C.3) umfasst, über das die Stützstruktur 
(330C) beim Fertigen direkt mit der Bauplatte (310) verbunden wird. 


6. Verfahren (100) nach einem der vorhergehenden Ansprüche, wobei 
die mindestens eine Wärmeableitstruktur einen Wärmeaufnahmekörper 
(430) umfasst, der mit dem Gehäuse (420) während des Fertigens (106) nur 
über die Bauplatte (410) verbunden wird und eine Oberfläche des Wärmeauf- 
nahmekörpers (430) im geänderten rechnerischen Abbild an einer Oberfläche 
des Gehäuses (420) angrenzt ohne mit dieser während des Fertigens (106) di- 


rekt mechanisch verbunden zu werden. 


7. Verfahren (100) nach Anspruch 6, wobei der Wärmeaufnahmekörper 
(430) einen Gehäusemantel (432A-D) des Gehäuses (430) zumindest teilweise 
umgibt. 


8. Verfahren (100) nach einem der vorhergehenden Ansprüche, wobei 
beim Deformieren der geometrischen Form des Gehäuses (500) ein Verlauf ei- 
ner Gehäusewand (502A) des Gehäuses (500) im geänderten rechnerischen 
Abbild so angepasst wird, dass die angepasste Gehäusewand (502A‘) im Ver- 
gleich zu einem Verlauf der Gehäusewand (502A) vor dem Deformieren mit 
einer Amplitude ausgelenkt wird, die proportional zu den zu erwartenden Ver- 
zugskräften (510A) bei dem Fertigen des Gehäuses (500) ohne die Deforma- 
tion ist. 


9. Verfahren (100) nach Anspruch 8, wobei die angepasste Gehäusewand 
(502A‘, 502C‘) einen wellenartigen Verlauf zu einem Verlauf der Gehäuse- 
wand (502A, 502C) vor dem Deformieren aufweist. 


10. Verfahren (600) nach einem der vorhergehenden Ansprüche, weiterhin 
die folgenden Verfahrensschritte umfassend: 

- Ermitteln (608) eines Volumenenergieeintrags durch das Schmelz- 
werkzeug während des Fertigens für eine Vielzahl von Prozessführungspara- 
metersätzen für das additive Fertigungsverfahren, und 

- Auswählen (610) desjenigen Prozessführungsparametersatzes, des- 


sen entsprechender Volumenenergieeintrag minimal ist und der gleichzeitig 
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einen ausreichenden Wärmeeintrag zu einem Schmelzen des Ausgangsmateri- 
als des additiven Fertigungsverfahrens liefert, und 
- Verwenden (606) des ausgewählten Prozessführungsparametersatzes 


für das Fertigen des Gehäuses. 


11. Verfahren (600) nach einem der vorhergehenden Ansprüche, wobei 
nach dem Fertigen des Gehäuses (620) eine Oberfläche des Gehäuses, insbe- 


sondere mittels Gleitschleifens, geschliffen und/oder poliert wird. 


12. Verfahren (600) nach Anspruch 11, wobei vor dem Schleifen und/oder 
Polieren (612) einer Oberfläche des Gehäuses (200) ein Gegenkraftkörper an 

einer Wand des Gehäuses angeordnet wird, so dass der Gegenkraftkörper ei- 
ner durch das Schleifen bzw. das Polieren hervorgerufenen mechanischen 


Kraft auf die Wand entgegenwirken kann. 


13. Verfahren (600) nach Anspruch 11 oder 12, wobei eine Höhe (H) einer 
Gehäuseseitenwand (202) des Gehäuses (200) im rechnerischen Abbild vor 
dem Fertigen (606) um eine Zusatzlänge vergrößert wird und nach dem Schlei- 
fen bzw. Polieren (612) die Gehäusewand (202) um diese Zusatzlänge gekürzt 


wird. 


14. Verfahren (100) nach einem der vorhergehenden Ansprüche, wobei 
nach dem Fertigen ein Durchgangsloch, insbesondere ein Langloch für eine 


Berstmembran, mittels Senkerodieren in das Gehäuse eingebracht wird. 


15. Verfahren (100) nach einem der vorhergehenden Ansprüche, wobei 
eine geometrische Form des Gehäuses (200) bereitgestellt wird und die geo- 
metrische Form des Gehäuses (200) eine Oberfläche (202.1) umfasst, die eine 


rippenartige Struktur (205) aufweist. 


16. Verfahren (100) nach einem der vorhergehenden Ansprüche, wobei 
eine geometrische Form des Gehäuses (200) bereitgestellt wird und die geo- 
metrische Form des Gehäuses einem offenen Gehäuse entspricht, das einen 
umfänglich verlaufenden Gehäusemantel (202) und einen Gehäuseboden 


(204), der den Gehäusemantel (202) einseitig verschließt, umfasst. 
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17. Verfahren (100) nach einem der vorhergehenden Ansprüche, wobei 
eine geometrische Form des Gehäuses (200) bereitgestellt wird und die geo- 
metrische Form einem dünnwandigen Gehäuse entspricht, wobei insbeson- 
dere eine Gehäuseseitenwand (202) zumindest abschnittsweise eine Gehäu- 
sewanddicke (D) von kleiner oder gleich 1 mm aufweist und/oder ein Aspekt- 


verhältnis der Gehäuseseitenwand (202) größer 100 ist. 


18. Zwischenerzeugnis (300, 400) eines Verfahrens zur Herstellung eines 
metallischen Gehäuses (320, 420) für einen elektrischen Energiespeicher, um- 
fassend: 

- eine Bauplatte (310, 410), 

- das auf der Bauplatte angeordnete metallische Gehäuse (320, 420), 
und 

- mindestens eine Wärmeableitstruktur (330A-G, 430). 
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Zusammenfassung 


Diese Offenbarung beschreibt ein Verfahren (100) zur Herstellung eines me- 
tallischen Gehäuses (200) für einen elektrischen Energiespeicher mittels eines 
additiven Fertigungsverfahrens. Das Verfahren umfassend dabei die folgen- 
den Schritte. In einem Verfahrensschritt (102) wird ein rechnerisches Abbild 
einer geometrischen Form des Gehäuses (200) erstellt. In einem weiteren Ver- 
fahrensschritt (106) wird das Gehäuse (200) mittels des additiven Fertigungs- 
verfahrens gefertigt, wobei beim Fertigen des Gehäuses (200) ein in Schichten 
auf einer Bauplatte aufgetragenes metallisches Ausgangsmaterial mittels ei- 
nes Schmelzwerkzeusgs selektiv geschmolzen wird. Ferner wird vor dem Ferti- 
gen (106) des Gehäuses (200) das rechnerische Abbild durch mindestens eine 
an das Gehäuse (200) angrenzende Wärmeableitstruktur (330A-G, 430) er- 
gänzt und/oder das rechnerische Abbild der geometrischen Form des Gehäu- 
ses (200) entsprechend einer beim Fertigen (106) zu erwartenden, und im 
Vorhinein bestimmten Verzugskraft in entgegenwirkender Weise deformiert. 
Zudem erfolgt das selektive Schmelzen während des Fertigens (106) des Ge- 


häuses (200) entsprechend des geänderten rechnerischen Abbildes. 
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